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1 Einleitung

1.1 Identitit und Qualitit
im Fokus

Ortsbilder sind unverwechselbar und geben
dem Ort eine Identitat. Diese ldentitat gilt es
bei der baulichen Entwicklung des Siedlungs-
gebietes zu ergriinden und zu pflegen, denn
sie tragt viel zum gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und zur Lebensqualitat unserer Sied-
lungen und zum «Heimatgefihl» bei. Ortsbil-
der, oder richtiger: die Baukultur ist dadurch
auch ein wichtiger Standortfaktor, nicht nur
fiir den Tourismus. Eine hohe Lebensqualitat
zieht auch potenzielle Arbeitskrafte an oder
Unternehmungen, die ihren Angestellten ein
attraktives Wohnumfeld bieten wollen.

Ortsbilder verdndern sich standig. Sie folgen
dem gesellschaftlichen sowie dem wirtschaft-
lichen Wandel und werden den verdanderten
Lebensbedingungen angepasst. Fir den Erhalt
oder die Verbesserung der Lebensqualitat ist
es daher notig, die bauliche Entwicklung des
Ortes auf die bestehenden Qualitdten abzu-
stimmen.

Ortsbilder setzen sich aus vielen einzelnen
Objekten zusammen, welche meist Uber
einen langeren Zeitraum erstellt wurden und
dem Ort ein ganz bestimmtes, individuelles
Geprage geben. Einzelne Bauten kdnnen denk-
malgeschiitzt sein, andere haben eine Bedeu-
tung, weil sie beispielsweise eine besondere
Stellung einnehmen, eine wichtige Nutzung
beinhalten oder einen Platz begrenzen. Die
Besonderheit eines Ortsbildes ist eng ver-
knlpft mit seiner Gestalt und seiner Wahr-
nehmung.

Nahezu alle Bauten sind (iber 6ffentliche Anla-
gen erschlossen. Diese Offentlichkeit und die
Sichtbarkeit der Gebaude sind seit Jahrhun-
derten verbunden mit Gestaltungsaspekten.

Bauten, Anlagen und Aussenraume sollen sich
ganz allgemein harmonisch in das Siedlungs-
und Landschaftsbild einfliigen. Um die gestal-
terische Qualitat von besonderen Gebau-
den, Platzen, Garten oder Strassenziigen zu
erhalten oder neu zu schaffen, kbnnen mit
der Gestaltungsplanung verbindliche Regelun-
gen getroffen werden. Auf diese Weise lasst
sich Qualitat bei der raumlichen Entwicklung
sichern.

1.2 Zielsetzung und Adres-
saten der Wegleitung

Die letzte Teilrevision des Raumplanungsge-
setzes 2014 (RPG 1) setzte einen Schwerpunkt
bei der Siedlungsentwicklung nach innen. Die
Kantone und die Gemeinden haben den Auf-
trag, diese Entwicklung zu fordern, unter Wah-
rung der angemessenen Wohnqualitat (Art.
1 Abs. 2 lit a®* RPG). Gleichzeitig hat in den
vergangenen Jahren der sorgfaltige Umgang
mit schitzenswerten Ortsbildern durch die
Rechtsprechung mehr Gewicht erhalten. Die
beiden Trends kdnnen sich widersprechen,
mdissen es aber nicht. Es gilt vielmehr die Inne-
nentwicklung so zu lenken, dass die Qualitat
eines Ortsbildes mit der kiinftigen baulichen
Entwicklung gesichert wird. Eine gute Gestal-
tung des Siedlungsgebietes zahlt unbestritten
zu den positiven, weichen Standortfaktoren.
Kurz: Baukultur wird immer wichtiger.

Diese Wegleitung richtet sich an Gemeinden,
Behordenmitglieder, Planungsfachleute und
andere Interessierte. Sie erldutert Grundla-
gen, Vorgehensweisen und wie die planeri-
schen Instrumente, insbesondere der Gene-
relle Gestaltungsplan (GGP) genutzt werden
kdnnen.


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1979/1573_1573_1573/de#art_1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1979/1573_1573_1573/de#art_1

2 Grundlagen

2.1 Bundesinventar ISOS

Rechtsgrundlage und Entstehung

Grundlage fur das Inventar der schitzens-
werten Ortsbilder der Schweiz von nationa-
ler Bedeutung (ISOS) ist Art. 5 des Bundes-
gesetzes Uber den Natur- und Heimatschutz
(NHG) sowie die ISOS-Verordnung (VISOS).
Gleichwertig neben dem ISOS ist hier auch das
Inventar der historischen Verkehrswege (IVS).
Das ISOS erbringt dank der schweizweit ein-
heitlichen Aufnahmemethode vergleichbare
Ortsbildaufnahmen. Wenn sich das Siedlungs-
gebiet einer Gemeinde aus mehreren Frak-
tionen zusammensetzt, kann die Gemeinde
gegebenenfalls liber mehrere Ortsbilder von
nationaler Bedeutung verfiigen. Das Inventar
umfasst dabei auch unbebaute Ortsteile im
Ubergang zwischen Siedlung und Landschaft.

Das I1SOS wird federfiihrend durch das Bun-
desamt fir Kultur (BAK) erstellt. Flir den
Kanton Graubilnden geschah dies in den
1980/90er-Jahren. Das ISOS fiir Graubiinden
wird seit 2017 in vier Tranchen bis voraus-
sichtlich 2023 aktualisiert. Aufgrund des star-
ken Siedlungswachstums seit der Mitte des
20. Jahrhunderts sind oft nur Teile der Sied-
lungsflache vom Inventar mit ausdriicklichen
Erhaltungszielen erfasst. Einzelne Ortsbilder
prasentieren sich seit der ISOS-Erarbeitung
nahezu unverandert, andere wiederum wei-
sen beachtliche Veranderungen und auch
Beeintrachtigungen auf.

Methode und Inhalte des ISOS

Mit der 2017 begonnenen Aktualisierung des
ISOS wird auch eine angepasste Methode
angewandt, die in diesem Abschnitt erlau-
tert wird. Das BAK hat in zwei Dokumenten
die wesentlichen Informationen zur Methodik
und Darstellung des ISOS zusammengefasst:
In den Weisungen Uber das ISOS und in den
Erlduterungen zum ISOS.

Jede Inventaraufnahme besteht aus einer
Karte und einem Textteil. Die Karte enthalt
die Ortsbildteile mit ihrem jeweiligen Erhal-
tungsziel, pragende Elemente und Hinweise
sowie die Bezeichnung sensibler Bereiche.
Der Textteil ergdnzt die Karte mit Ausfiihrun-
gen zur Entwicklungsgeschichte des Ortes als
Ganzes und seiner Teilgebiete, der Bewertung
des Ortsbildes und Empfehlungen. Den Erhal-
tungszielen kommt in den konzeptionellen
und planerischen Uberlegungen hinsichtlich
der kiinftigen Ortsbildentwicklung eine grosse
Bedeutung zu.


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/1637_1694_1679/de#art_5
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2019/673/de
https://www.bak.admin.ch/bak/de/home/baukultur/isos-und-ortsbildschutz.html

Wirkung

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtes
der vergangenen Jahre hat klargestellt, dass
das ISOS nicht nur vom Bund, sondern auch
von den Kantonen und Gemeinden bei ihren
raumwirksamen Tatigkeiten zu bertcksichti-
gen ist (vgl. Ruti-Entscheid). Das ISOS steht auf
der Stufe der raumplanerischen Grundlage.
Es ist keine behordenverbindliche Planung,
sondern eine Arbeitsgrundlage — man kénnte
auch sagen: es ist eine kostenlose ortsbauli-
che Analyse. Das Inventar trifft keine direkten
Unterschutzstellungen und schliesst Verande-
rungen nicht aus.

Wenn ein Planungsperimeter vom ISOS erfasst
ist, bedeutet dies fiir die Planungsbehorden,
dass das ISOS beriicksichtigt werden muss.
Idealerweise werden die vom ISOS formulier-
ten Ziele aufgegriffen und die Planung ist mit
ihnen in Einklang. Sollte das nicht moglich sein,
muss eine Interessenabwagung zwischen den
Erhaltungszielen des ISOS und den Planungs-
zielen durchgefiihrt werden. Dafir gibt das
ISOS bereits eine Gewichtung des Ortsbild-
schutzes vor. So werden aktuell die Ortsbilder
nach ihrer Bedeutung unterschieden: national,
regional oder lokal. Dies Unterscheidung fallt
aber mit der Aktualisierung seit 2017 weg;
neu werden nur mehr national bedeutende
Ortsbilder erfasst. Weiterhin werden aber die
Erhaltungsziele der einzelnen Ortsbildteile in
drei Stufen unterteilt:

A: Erhalt der Substanz = Verbot von
Abbrichen und Neubauten.

B: Erhalt der Struktur; lasst Abbriiche in
Ausnahmen zu und verlangt sorgfaltiges
Einfligen von Neubauten.

C: Erhalt des Charakters, fordert von Neu-
bauten sorgfaltig eingefligt zu werden.

Analog werden fir Freiflaichen die Erhal-
tungsziele a (Freihaltung von Bebauung) und
b (Gestaltungsvorschriften fiir Neubauten)
definiert.

Kantonale und kommunale Aufgaben

Bevor die Interessenabwagung durchgefiihrt
werden kann, muss geklart werden, ob die
Planung Bundesaufgaben betrifft. Sollte dies
so sein, gelten namlich strengere «Spielre-
geln» als bei kantonalen oder kommunalen
Aufgaben. So ist bei den beiden letztgenann-
ten Aufgaben eine gewdhnliche Abwagungim
Sinne des Art. 3 RPV moglich.

Eingriff in
1ISOS-Schutzobjekt

Interessenabwagung
nach Art. 3 RPV

Gutheissung ev. mit
Bedingungen und
Auflagen

Ablehnung

Abb. 1: Abwidgungsschema kant. & kommunale Aufgaben (Gra-
fik: eigene Bearbeitung basierend auf Wyss, VLP-ASPAN, 2018)


https://www.densipedia.ch/rueti-zh-verdichtung-einem-isos-ortskern

Bundesaufgaben

Sind Bundesaufgaben betroffen, muss geklart
werden, ob es sich um einen geringfiigigen
oder schwerwiegenden Eingriff handelt.
Was eine Bundesaufgabe darstellt, wird im
grauen Kasten erklart. Geringfiigige Eingriffe
sind ebenfalls einer gewohnlichen Abwagung
zuganglich. Bei schwerwiegenden jedoch
muss ein gleich- oder hoherwertiges Interesse
vorliegen, damit Gberhaupt eine Abwagung
durchgefiihrt werden kann. Bei schwerwie-
genden Eingriffen (oder wenn unklar ist, ob es
ein solcher ist) ist ein Gutachten der Eidgends-
sischen Natur- und Heimatschutzkommission
(ENHK) oder der Eidgenodssischen Kommission
fiir Denkmalpflege (EKD) einzuholen (s. Art.
7 NHG). Je nach Zustandigkeit beurteilt die
zustandige kant. Fachstelle oder ein Bundes-
amt, ob ein Gutachten notig ist. Dies sollte zu
einem moglichst frilhen Zeitpunkt geschehen,
um das Gutachten bei der Planung beriicksich-
tigen zu kénnen.

Zur Erlduterung des ISOS, dessen Methode
und Wirkung hat das Bundesamt fiir Kultur
(BAK) drei kurze Videos im Internet publiziert:
«Das ISOS in Kirze», «ISOS-Methode» und
«Praktische Anwendung».

Bundesaufgaben

Zu den direkten Bundesaufgaben (siehe
auch Art. 2 NHG) gehoéren das Planen und
Errichten von Nationalstrassen und Bahn-
anlagen, das Erteilen von (eidg.) Konzessi-
onen und Bewilligungen, beispielsweise fiir
Rodungen und Hochspannungsleitungen,
sowie die Gewahrung von Beitragen, bei-
spielsweise fir Meliorationen oder Anlagen
des Gewasserschutzes. Zu den Bundesauf-
gaben gehoren aber auch Aufgaben, welche
der Bund an die Kantone oder gegebenen-
falls an die Gemeinden delegiert hat. Zu
diesen zahlen beispielweis die Erstellung
von Zivilschutzbauten, die Festlegung des
Gewasserraumes, Bewilligungen fiir Zweit-
wohnungen und samtliche Bauten ausser-
halb der Bauzone. Als Folge des revidier-
ten RPG gelten auch Neueinzonungen als
Bundesaufgabe. Keine Bundesaufgabe sind
hingegen Um- und Aufzonungen.

Da sich die Bundesaufgaben aus einer Viel-
zahl von Bundesgesetzen und gelegentlich
aus der Rechtsprechung ergeben, ist eine
abschliessende Aufzahlung nicht moglich.


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/1637_1694_1679/de#art_2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/1637_1694_1679/de#art_7
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/1637_1694_1679/de#art_7
https://www.bak.admin.ch/bak/de/home/baukultur/isos-und-ortsbildschutz/isos-in-kuerze/isos-videosammlung.html

Eingriff in
ISOS-Schutzobjekt
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schwerer Eingriff

eine auf ein Schutzziel ausgerichtete, umfangreiche und
nicht wieder riickgangig zu machende Beeintrachtigung

l !

geringfiigiger Eingriff
in das Schutzobjekt

Interessenabwéigung Interessenabwﬁgung
1. Stufe, Prifung des Interesses von nationaler nach Art. 3 RPV
Bedeutung
gleich- oder kein gleich- oder Gug\;e:\s"si:mg
héherwertiges Interesse héherwertiges Interesse Bedi ’ Ablehnung
von nationaler Bedeutung von nationaler Bedeutung edingungen
und Auflagen
keine Interessen-
abwagung
Ablehnung
A\ 4
Interessenabwagung
2. Stufe, nach Art. 3 RPV
Gutheissung ev. mit
Bedingungen und Ablehnung

Auflagen

Abb. 2: Abwdgungsschema Bundesaufgaben (Grafik: eigene Bearbeitung basierend auf Wyss, VLP-ASPAN, 2018)

Ortsbildschutz und Interessenabwagung

Mehr zum Thema der raumplanerischen Interessenabwagung in Gemeinden mit einem
schiitzenswerten Ortsbild von nationaler Bedeutung enthalt die Publikation «Ortsbildschutz
und Verdichtung» von VLP-ASPAN (2018, heute EspaceSuisse).


https://www.espacesuisse.ch/sites/default/files/documents/arbeitshilfe-isos-gemeinden-vlp-aspan-2018-web.pdf
https://www.espacesuisse.ch/sites/default/files/documents/arbeitshilfe-isos-gemeinden-vlp-aspan-2018-web.pdf

2.2 Inventar der Denkmalpflege

Inventarlisten und Gebiaudeinventare

Die Denkmalpflege erstellt und flihrt gestiitzt
auf das kantonale Natur- und Heimatschutzge-
setz (KNHG) ein Inventar der schutzwiirdigen
Bauten und Anlagen, genauer der wertvollen
Ortsbilder, Gebdudegruppen und Einzelbauten
(Art. 4, Art. 24 lit. a und Art. 25 KNHG).

Fachleute der Denkmalpflege sichten dazu
Grundlagen wie friher erstellte Inventare,
Fachliteratur und Archivmaterial. In einem
weiteren Schritt werden die Objekte nach ein-
heitlichen Auswahlkriterien (s. Tabelle S. 8)
beurteilt und die Objektauswahl bei Bedarf
mit Ortskundigen besprochen. Besichtigun-
gen beschranken sich auf Augenscheine von
aussen.

Die Inventarlisten geben eine Ubersicht iber
das potenziell schutzwiirdige Baukulturerbe.
Sie beinhalten Ortsbilder in Anlehnung an das
Bundesinventar der schiitzenswerten Ortsbil-
der der Schweiz (ISOS) und Gebiudegruppen
sowie Einzelbauten verschiedener Bautypo-
logien aller Bauepochen. Die Inventarlisten
werden mit der Gemeinde besprochen und im
Sinne einer Mitwirkung offentlich aufgelegt.
Nach der Bereinigung tbergibt die Denkmal-
pflege die Inventarliste der Gemeinde.

Einzelfallweise und nach Bedarf erstellt
die Denkmalpflege zu Einzelobjekten ein
Gebaudeinventar, welches mittels detaillierter
Erforschung und Dokumentation die Schutz-
begriindung und den Schutzumfang definiert.

Abb. 3: Online-Darstellung Inventarliste der DPG

Wirkung

Mit der Aufnahme in die Inventarliste wird
lediglich festgestellt, dass ein Einzelbau oder
eine Gebaudegruppe aus fachlicher Sicht ver-
mutlich schutzwurdig ist. Die Aufnahme in
die Inventarliste bedeutet noch keine Unter-
schutzstellung des Bauwerks. Wie auch das
ISOS bilden die Inventarlisten eine Grundlage
fir die Bezeichnung der Objekte in der Orts-
planung der Gemeinden. Einen fir die Grund-
eigentlimer verbindlichen Schutz bekommen
die Bauten oder Gebaudegruppen erst mit der
Genehmigung der kommunalen Ortsplanung
durch die Regierung. Allerdings er6ffnet die
Aufnahme eines Gebdudes in die Inventar-
liste die Moglichkeit einer Bauberatung durch
die Denkmalpflege und der Einreichung eines
Beitragsgesuches.

Das Musterbaugesetz fiir Biindner Gemein-
den (MBauG) 2020 sieht vor, dass die Einze-
lobjekte als wertvolle Bauten und Anlagen
umgesetzt werden (Art. 69), wiahrend Gebau-
degruppen mittels Gestaltungsbereichen im
GGP Eingang finden (Art. 62ff.). Beabsichtigt
die Gemeinde, ein Objekt aus der Inventar-
liste in der Ortsplanung nicht umzusetzen, ist
eine Begriindung erforderlich. Dabei soll das
Gesamtkonzept tiber das Ortsbild (GKOB) eine
Hilfestellung bieten.

Eine Ubersicht Giber den Stand der aktuellen
Inventaraufnahmen des Kantons Graubiinden
sind im Web-GIS einsehbar. Fiir Inventarein-
sichten und weitere Fragen zum Inventar kann
die Denkmalpflege kontaktiert werden.



Auswahlkriterien Inventar der Denkmalpflege mit Beispielen

(0)

Ortsbildpragende Bedeutung

Das Gebdude zeichnet sich durch seine besondere
Lage, Stellung im Ort oder ein markantes Volumen
aus. Gemeint ist beispielsweise ein Einzelgebaude
an markanter Stelle am Dorfplatz oder auch inner-
halb eines wichtigen Ensembles.

Andeer, Schléssli, 17. Jh

Historische Bedeutung

Das Gebaude ist wegen seiner Nutzung oder wegen
den Personen die darin wohnten von geschichtli-
cher Bedeutung. Dies kann ein Atelierhaus eines
bekannten Kunstlers sein, das Schulhaus im Dorf
oder auch ein Backhaus.

Andeer, Miihle mit Sdgerei, 19. Jh.

Architektonische Bedeutung

Dieses Kriterium beinhaltet Objekte mit ausgeprag-
ten Stilelementen aus einer bestimmten Epoche
oder auch historisch relevante Konstruktionswei-
sen. Aber auch das Werk eines bedeutenden Archi-
tekten kann hier gemeint sein.

Andeer, altes Schulhaus, 1958

Bedeutende bauzeitliche Substanz

Das ganze Objekt oder Teile davon sind einer frilhe-
ren Zeit zuzuordnen. Die Substanz stammt noch aus
dieser Zeit. So kann eine Stallscheune mit Holzwerk
aus dem 17. Jh. oder ein Wohnhaus mit Verputz aus
dem 18. Jh. dieses Kriterium erfillen.

Andeer, Sgraffitohaus, 1501

Charakteristische Umgebung

Hier geht es um die Dinge, welche das Objekt
unmittelbar umgeben und es darum auch einmalig
machen. Beispielsweise Gebaude mit einem bedeu-
tenden Vorplatz oder Hof. Vorgelagerte Brunnen,
oder markante Einzelbdume sowie gestaltete Gar-
tenanlagen zahlen ebenfalls zu dieser charakteristi-
schen Umgebung.

Andeer, Kath. Kirche/Pfarrhaus, 1963




’GVG-Nr. Parz.-Nr. | Koordinaten Bezeichnung, Name

Datierung

Schutzstatus Bedeutung

28-8,31 470, 471 2'752'237/1'163'238 | Wohnhaus mit Stallscheune und Nebenbau 17.)

Kern

spatmittelalt.

h.; O|H|A|S

X X[ X

Zwischen der Gazeta und der Veia Granda bildet dieses weitgehend bauzeitlich er|

haltene Wohnhaus mit

den angebauten Nebenbauten eine urspriingliche

Einheit. Das Hauptgeb&ude mit der charakteristischen zuriickspringende alft

gleichen Epoche kénnte der riickseitig angebaute Nebenbau mit breitgelagerten Kamin stammen. Die Stallscheune in Holzbauwesise ist vt

und dem H: ist isch ins 17. Jh. datierbar. Au:

tlich

s der

ermus jinger.

28 471 2'752'270/1'163'256 | Wohnhaus, Laden

Um 1820

Kommunal (vgl. GGP) O|H|A|S

X X| X

Dieser spitklassizistische Kubus ist weitgehend bauzeitlich erhalten und weist eine Form:

zeitgleichen Bauten auf der Alpensidseite sind die Fassaden streng symmetrisch gegliedert, die Eingdnge von représentativen Steingewdnden umrahmt und
der Dachiberstand relativ breit. Die Errichtung des Hauses konnte mit dem Bau der Commercialstrasse im Zusammenhang stehen.

ensprache auf, die stark von siidlichen Einfliissen gepragt ist. Wie bei

Abb. 4: Auszug Inventarliste Andeer vom 16.07.2019, S. 12

Bundesinventar IVS

Das Inventar der historischen Verkehrswege
(IVS) wurde zum Schutz der historisch bedeu-
tenden Verkehrswege in der Schweiz ins Leben
gerufen. Wie das ISOS ist es ein Bundesinven-
tar nach Artikel 5 NHG. Im Bundesinventar
sind Wege innerhalb und ausserhalb der Bau-
zone erfasst, welche von nationaler Bedeu-
tung sind und noch sichtbare historische
Wegsubstanz aufweisen. Das IVS enthalt zu
allen erfassten Wegen umfassende Informa-
tionen wie Verlauf, Zustand, bauliche Werte
sowie historische Bedeutung. Diese Vielfalt an
Informationen ist im Internet unter www.ivs.
admin.ch abrufbar. Die Bedeutung der Wege
und die noch vorhandene Bausubstanz kon-
nen Massnahmen zum Schutz eines Ortsbildes
rechtfertigen oder gar erfordern.

Weitere Grundlagen

Neben den bisher erwahnten Inventaren
existiert eine Vielzahl von privaten Listen und
Publikationen, welche zu bestimmten Gebau-
dekategorien (Kraftwerke, Bahnbauten etc.)
oder zum Werk von bedeutenden Architek-
ten oder Ingenieuren (Monografien) Hinweise
geben kdnnen. Darunter fallen auch die ICO-
MOS-Listen historischer Garten, die Kunst-
flihrer durch die Schweiz der Gesellschaft fiir
schweizerische Kunstgeschichte (GSK) oder
regionale Architekturfiihrer. Diese Publikati-
onen bilden eine gute Erganzung fir die Dis-
kussion lokaler Schutzanliegen. Sie besitzen
keine Verbindlichkeit fir die Behérden und
Grundeigentimer.




3 Gesamtkonzept liber das Ortsbild (GKOB)

3.1 Zielsetzung

Wadhrend im vorangehenden Kapitel die
Grundlagen und Instrumente zum Schutz
historisch wertvoller Bauten, Anlagen und
Ortsbilder beschrieben wurde, kommen mit
dem GKOB nun die Entwicklungsvorstellun-
gen hinzu. Diese vermeintlichen Widerspri-
che schliessen sich ndmlich nicht aus. Eine
gute baukulturelle Entwicklung greift das auf,
was das jeweilige Ortsbild wertvoll macht und
flhrt diese Werte in zeitgemasser Weise fort.
Dabei darf das Wort «jeweilige» nicht tGber-
lesen werden. Jeder Ort ist anders und hat
andere Eigenheiten: Sei es die lokale Topo-
grafie, die ortstiblichen Dachformen (denken
Sie beispielsweise an die Steinddcher in den
Blindner Stdtéalern) oder die vorhandene bau-
liche Dichte. Letztere kann sich schon inner-
halb einer Gemeinde massiv unterscheiden,

wie das Beispiel der Gemeinde Safiental mit
«Haufendorfern» Valendas und Versam und
den Streusiedlungen von Arezen bis nach Thal-
kirch eindrticklich zeigt.

Die Themen, die in der Ortsplanung behandelt
und vielfach gegeneinander abgewogen wer-
den missen, sind dusserst vielfaltig und in den
vergangenen Jahren nicht weniger geworden.
Zugleich werden die formalen und juristischen
Anspriiche immer hoher. Um diese Menge
und Komplexitat zu bewaltigen, sollte die
Planung in einzelne Themenpakete aufge-
teilt werden. Dem steht scheinbar die Vor-
gabe der Rechtsprechung entgegen, wonach
eine Ortsplanung immer ein Paket mit einer
Gesamtschau bilden muss. Diese hilft auch,
widerspriichliche Festlegungen zu verhindern.
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Abb. 5: Schwarzplan Valendas, Gemeinde Safiental



Folglich muss die Aufteilung im Vorfeld, sprich
auf konzeptioneller Ebene erfolgen. Genau
hier setzt das GKOB an.

Mit dem GKOB sollen alle baukulturellen
Aspekte in Einklang miteinander gebracht
werden. Wenn das nicht moglich ist, wer-
den diese Aspekte im GKOB abgewogen und
so eine baukulturelle Strategie formuliert.
Bestehen z.B. Konflikte zwischen dem Schutz
wertvoller Ensemble und der geplanten Ent-
wicklung desselben Quartiers, hat das GKOB
bereits eine Abwagung zwischen diesen bei-
den Interessen transparent vorgenommen.
Idealerweise hat es die Entwicklungsmoglich-
keiten respektive deren Rahmenbedingungen
aufgezeigt. Die Abwadgung mit allen anderen
moglichen Konflikten, z.B. Verkehr oder wirt-
schaftliche Interessen erfolgt spater im kom-
munalen raumlichen Leitbild (KRL) oder auf
Stufe der Nutzungsplanung.

Fiir den Fall, dass ortsbildpragende Bauten
ausgeschieden werden sollen, schreibt die
Raumplanungsverordnung fiir den Kanton
Graubinden (KRVO) vor, dass ein GKOB als
Basis fiir die Grundordnung erstellt werden
muss (Art. 35a KRVO). Doch auch unabhangig
von der gesetzlichen Vorgabe, ist das Thema

Abb. 6: Schwarzplan Thalkirch, Gemeinde Safiental

Baukultur von grosser Bedeutung fir alle
Gemeinden. Schliesslich hangt davon auch
die Wohn- und Lebensqualitat eines Dorfes ab
und ist damit auch ein Standortfaktor. Das ist
insbesondere flir Gemeinden in sogenannten
peripheren Gebieten, also mit relativ langeren
Reisezeiten in die Zentren und mit weniger
grossem Arbeitsplatz- oder Schulangebot, von
grosser Bedeutung. Diese Gemeinden sind
haufig von Abwanderung betroffen. Um die
Bewohner halten zu kénnen oder neue anzu-
ziehen, mussen sie die vorhandenen Starken
aus- und Entwicklungshemmnisse abbauen.
Neben der Natur und der Landschaft ist viel-
fach das Ortsbild ein Standortfaktor, mit dem
sie punkten konnen (vgl. Kap. 1.1).

Ein Vorteil eines GKOB ist auch dessen strate-
gischer Charakter. Wahrend der Erarbeitung
des GKOB weiss noch niemand, was in flinf
oder zehn Jahren fir Aufgaben oder Projekte
anstehen. Vielleicht soll an einem Ort etwas
entwickelt werden, welcher im GKOB oder
dem KRL gar nicht im Fokus stand. Hier hilft
das GKOB der Baubehoérde bei der Beurtei-
lung, ob ein Vorhaben aus ortsbaulicher Sicht
fir diesen Standort geeignet ist oder die not-
wendigen Rahmenbedingungen fiir ein Pro-
jekt zuhanden eines Investors zu formulieren.
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3.2 Erarbeitung des GKOB

Bestandsanalyse

Zu Beginn der Arbeiten ist eine Besichti-

gung des Ortes notig und eine baukulturelle

Bestandsaufnahme ist vorzunehmen. Fiir das

gelibte Auge eines im Orts- und Stadtebau

versierten Architekten oder Raumplaners fin-

den sich schnell typische Strukturelemente,

zum Beispiel:

| Verteilung und Grosse der Gebaude,
Gebaudehohen, Firstrichtungen etc.

| Griin- und Freiraumstruktur

| Fassadenfluchten entlang der Strassen

oder Platze (sogenannte Raumkanten)

Verkehrsnetz

Nutzungen

Sichtbeziehungen/Blickachsen

Falls es fir den Ort eine der im voranste-
henden Kapitel genannten Grundlagen gibt,
sollte man sich aber nicht ohne deren Prifung
darauf verlassen. Seit der Aufnahme in ein

Abb. 7: Analyseplan Anzahl Geschosse

Inventar kann sich einiges verandert haben.
Daher muss mindestens ein Abgleich zwischen
Inventar und gegenwartiger Bebauungsstruk-
tur erfolgen.

Zeichnet man die einzelnen Strukturelemente
in jeweils separaten Aufnahmepldnen ein, wie
im Beispiel der Geschossigkeit unten, hilft dies
der Ubersicht. So lassen sich Strukturen und
Muster erkennen, die flr die Entwicklung des
Gesamtkonzeptes relevant sind. Im nachsten
Schritt werden die erstellten Aufnahmeplane
in einem Analyseplan zusammengefasst.

Bei der Analyse werden Strukturelemente
dargestellt, die man als wichtig erachtet, bei-
spielsweise erhaltenswerte oder stérende
Elemente (z.B. Parkplatz statt Dorfplatz).
Ebenso werden mogliche oder bestehende
Konflikte (Ldrm von einer Strasse oder von
einem Gewerbegebiet)



bezeichnet. Finden sich in einem Dorf unter-
schiedliche Strukturen, bieten sich diese an,
um das Dorf in Teilgebiete zu unterteilen.

Neben den objektiven (messbaren) Elemen-
ten sollten aber auch subjektive Wahrneh-
mungen analysiert werden. Dazu werden
beispielsweise Bereiche bezeichnet, an oder
in denen sich die Menschen besonders wohl
oder unwohl fiihlen. Sei es ein schoner Platz
mit Brunnen, an dem sich die Anwohner regel-
massig treffen, oder eine Strasse, die eher
gemieden wird.

Ist ein Dorf im ISOS erfasst, drangt sich auf,
dessen Gebietsabgrenzungen und deren Erhal-
tungsziele zu beachten — sofern diese noch
aktuell sind. Liegt die ISOS-Erfassung schon
langer zurlick, hat sich die Bebauung seither
vielfach stark verandert. Werden die Erhal-
tungsziele dadurch obsolet, hilft das GKOB,

dies aufzuzeigen. So wird eine transparente
Begriindung fur die planerische Umsetzung
moglich, die nach Art. 3 Abs. 2 RPV spatestens
im Rahmen der Ortsplanung erfolgen muss.

Die wesentliche Aufgabe der Bestandsanalyse
ist es, die Spielrdaume fir die bauliche Ent-
wicklung zu erkennen. Wo finden sich uniber-
baute Flachen, die sich fiir eine Uberbauung
oder Verdichtung eignen? Gibt es Brachen, die
Potenzial flr eine Umnutzung oder Erneue-
rung besitzen und so revitalisiert werden kon-
nen? Welche Freirdume mussen aufgewertet
werden («Parkplatz versus Dorfplatz»)? Wo
vertragt es ein oder zwei Stockwerke mehr?
Diese Liste kann beliebig weitergefiihrt wer-
den und sieht in jedem Dorf anders aus. Je
besser diese Analyse durchgefiihrt wurde,
desto einfacher wird der nachste Schritt, nam-
lich die Erarbeitung des eigentlichen Gesamt-
konzeptes.

Abb. 8: Analyseplan ISOS-Inhalte: Abgleich ISOS und aktueller Zustand



Wie man attraktive Orte schafft — 5 Grundregeln

Kommt ein Gesprach auf die Gestaltung, wird die Diskussion haufig mit der Floskel «liber Geschmack Iasst
sich streiten» beendet. Nur, sie stimmt nicht! Geschmack ist individuell, aber nur soweit es um Details geht.
Unsere Gehirne arbeiten nach den immer selben biologischen Grundmustern und das wiederum bestimmt
die Wahrnehmung. Bereits der romische Architekt Vitruv hat vor 2000 Jahren die Grundregeln der guten
Gestaltung formuliert. Dass diese richtig sind, hat uns einerseits die moderne Wahrnehmungspsychologie
bestatigt, andererseits kdnnen wir es an den Zahlen des Stadte-Tourismus ablesen (hier zahlen nicht die
landschaftlichen Reize eine Bergwelt). Schone Orte, die die finf Grundregeln befolgen, ziehen die Men-
schen in Massen an. Offensichtlich gibt es Kriterien, auf die sich die Menschen als «schén» einigen konnen.

1. Nicht zu chaotisch, aber auch nicht zu ordentlich
Zu grosses Chaos und Unordnung wirken abstossend, aber zu grosse Ordnung ist monoton und wirkt
langweilig. Haben die Gebaude eine einheitliche Hohe, Breite und Dachform, wahrend die restliche
Gestaltung frei ist, wird dies beispielsweise positiv wahrgenommen. Dasselbe gilt fiir die Strassen:
Grosse Strassen bieten uns Orientierung und ermaoglichen schnelles Fortkommen. Um einen Ort attraktiv
zu machen, braucht es aber auch kleine, verwinkelte Gassen, in denen man sich verlieren kann, aber
auch standig Neues entdeckt.

2. Das Leben muss sichtbar sein
Strassen nur fiir Autos wirken tot und abstossend. Von Menschen belebte Strassen und Platze hingegen
sind attraktiv. Hier helfen offentliche Erdgeschossnutzungen.

3. Kompakt mit Zwischenrdumen

Der Mensch ist ein soziales Wesen. Wir sind auf Nahe und soziale Kontakte angewiesen (die Corona-Pan-
demie hat das schmerzlich vor Augen geflihrt). Kompakte Siedlungen mit kurzen Wegen férdern die
Kontakte. Allerdings muss es dafiir genligend aufenthaltswiirdige Freirdume geben, um sich treffen zu
konnen. Dies zeigt sich sehr gut in den Altstadten Italiens, aber euch bei uns. Dorf- und Quartierplatze
waren nicht nur Abstands- und Abstellflache, sondern Treffpunkte und dienten quasi als Erweiterung
des Wohnraumes. Uber Jahrhunderte stand die Kunst der Platzgestaltung im Fokus der Architektur und
des Ortsbaus. Ein «guter Platz» sollte nicht mehr als ca. 30 m in der Diagonalen umfassen — so gross,
dass man die Gesichter der anderen Menschen noch erkennen kann, sonst fihlt man sich verloren.

4. Massstab

Wie auch bei den Platzen, ist der Massstab der Gebaude ausschlaggebend, ob wir uns an einem Ort
wohlfiihlen. Werden die Gebadude zu hoch, fiihlt man sich winzig oder erschlagen — wer schon in
Manhattan oder Hong Kong war kennt das. Sehr hohe Gebaude Uberschreiten unsere menschlichen
Massstabe. Der amerikanische Mythologie-Professor Joseph Campbell sagte, dass das hochste Gebaude
eines Ortes offenlegt, was der Gesellschaft am Wichtigsten ist. Wahrend es friiher unbestritten Gott
war und die Kirchen alles Giberragten, ist das heute nicht mehr so eindeutig. Folgt man dieser Aussage,
sollte sich eine Gemeinde genau Uberlegen, welche Gebaude herausragen sollten und warum diese
es verdient haben.

5. «Make it local»
Die Dorfer und Stadte sind durch ihr Geschichte, die sozialen Traditionen und das Klima beeinflusst.
Ebenso wird der Charakter eines Ortes durch die lokal vorhandenen Baumaterialien gepragt. Heute sind
viele Baumaterialien global verfligbar und Fertighduser werden mit dem Lastwagen an jeden beliebigen
Ort gestellt, ohne Ricksicht auf den Charakter des Ortes. Diese Gleichmacherei ist, als wiirde man
Uberall und bei jedem Wetter dieselbe Kleidung tragen. Ein identitatsstifendes Ortsbild entsteht aus
der Verbundenheit der Bauten mit den lokalen Gegebenheiten und Materialien.



Entwicklung des Konzepts

Die Bestandsanalyse hat den heutigen Zustand
aufgezeigt. Das Gesamtkonzept legt nun dar,
wo welche Entwicklungen erwiinscht oder
nicht erwiinscht sind. Stellen Sie sich ein
Grundstick mit einer ehemaligen Spengle-
rei vor. Der Betrieb wurde vor einigen Jahren
eingestellt und die Gebdude heruntergewirt-
schaftet. Lag das Areal einst hinter dem Bahn-
hof am Dorfrand, wird es heute von Wohn-
hausern umringt. Im GKOB miissen nun die
baukulturellen Rahmenbedingungen fir eine
neue Nutzung des Areals definiert werden.
Ergibt sich aus der Analyse, dass hier dringend
ein kleiner Bahnhofsvorplatz nétig ist, sollte
das GKOB dem entsprechend eine Freifla-
che vorsehen und idealerweise schon grobe
Gestaltungsziele skizzieren. Vielleicht ist aber
auch eine neue Uberbauung mit Wohnungen
sinnvoll. Hier sollte das GKOB mindestens den
ungefahren Rahmen der baulichen Masse
vorgeben: Wie hoch missen oder dirfen die
neuen Gebdude sein? Miissen Fassadenfluch-
ten eingehalten oder gar geschaffen werden?
Wie viel Griinraum braucht es? Welche Rah-
menbedingungen das GKOB letztlich formu-
liert, ergibt sich aus der Analyse.

Ebenso werden im GKOB aber auch Schutz-
gebiete und Schutzobjekte identifiziert und
Schutzziele definiert. Soll der historische Dorf-
kern in seiner urspriinglichen Form erhalten
bleiben, muss dies im GKOB benannt werden.

Als Ergebnis dieser gesamtheitlichen konzep-
tionellen Arbeit werden alle vorgesehenen
Massnahmen in einem Konzeptplan zusam-
mengefasst dargestellt. Allenfalls ist ein sepa-
rater Konzeptbericht sinnvoll. Darin sollten
bereits Handlungsanweisungen enthalten
sein, wie diese Massnahmen rechtsverbindlich
werden konnen. Der grosste Teil der Mass-
nahmen wird im Rahmen der Nutzungspla-
nung, insbesondere (iber den GGP und die
dazugehérenden Bestimmungen im Baugesetz
umgesetzt (mehr dazu im Kapitel 4 Umsetzung
in der Ortsplanung). Dariiber hinaus gibt es
aber noch weitere Instrumente, wie die Pflicht
zur Durchfihrung von qualifizierten Verfah-
ren (Studienauftrage, Wettbewerb, etc.), das
Vorsehen von Ortsbildkommissionen oder
Bauberatungen. Die Wegleitung «Hochwer-
tige Gebietsentwicklung» der Biindner Verei-
nigung fir Raumentwicklung vom November
2018 stellt weitere Hilfestellungen wie z.B.
Planungsvertrage bereit.



Abb. 9: Ubergang vom Analyse- zum Konzeptplan

Schutzziele abwagen

Ist dieser Dorfkern auch im ISOS erfasst, sind
auch dessen Erhaltungsziele zu berlicksich-
tigen. Berlicksichtigen bedeutet aber nicht,
dass diese immer eins zu eins iGbernommen
werden mussen. Vielmehr missen diese
mit dem Ergebnis der Analyse abgeglichen
werden. Sollte von den Erhaltungszielen des
ISOS abgewichen werden, ist wie erwahnt
eine Abwdgung notig. Sind Bundesaufgaben
betroffen, ist die Wirkung des ISOS starker.
Die Ergebnisse der Bestandsanalyse und
die Einbettung in das GKOB ermdglichen,
diese Abwagung fundiert durchzufiihren
und auch transparent zu vermitteln.



Vorgezogene Abwagung

Im Rahmen der Nutzungsplanung kann eine
Gemeinde die Inhalte des ISOS oder des Inven-
tars der Denkmalpflege nicht einfach negieren;
sie kann aber davon abweichen. Will sie das,
muss dies begriindet werden —so verlangt es
Art. 47 RPV. Anstelle einer Einzelabwagung fir
jedes inventarisierte Objekt bietet das GKOB
die Moglichkeit einer koordinierten (die bau-
kulturellen Aspekte betreffenden) Abwéagung.
So kénnen z.B. Schutzobjekte im Bereich von
Entwicklungsgebieten bereits in einer vorge-
zogenen Abwagung behandelt werden. Aber
auch die Ubrigen Inventarobjekte kénnen
innerhalb des GKOB einer Triage unterstellt
werden: Objekte, die unstrittig im Rahmen
der Nutzungsplanung einem Schutz unterstellt
werden, solche die keinem nutzungsplaneri-
schen Schutz unterstellt werden sollen und
solche, deren Schutzwiirdigkeit im Rahmen
der Nutzungsplanung eingehend zu priifen ist.
Selbstverstandlich sind dieser Triage objektive

Abb. 10: Konzeptplan GKOB

Kriterien zugrunde zu legen, die auch transpa-
rent darzulegen sind (z.B. in einem Konzept-
oder Erlduterungsbericht). Dabei ist aber zu
beachten, dass pauschale resp. oberflachli-
che Begriindungen (z.B. «Innenentwicklung
geht Ortsbildschutz vor») nicht genligen. Das
Bundesgericht hat dies in seinem Entscheid
(BGE 1C_100/2020) vom 28. Juni 2021 deutlich
gemacht.

Darstellung und Inhalt

Das GKOB besteht aus den Analyseplanen,
den Konzeptplanen und in der Regel einem
Bericht. Bei grosseren Orten werden die ein-
zelnen Teilgebiete auf einem Ubersichtsplan
dargestellt. Ein Kommentar zu den einzelnen
Teilgebieten halt die besonderen Eigenschaf-
ten eines Teilgebietes fest und bezeichnet
Massnahmen fir die gewiinschte bauliche
Entwicklung.



3.3 Abstimmung GKOB und kommunales raumliches

Leitbild (KRL)

Der kantonale Richtplan, Teil Siedlung (KRIP-S)
beauftragt die Gemeinden mit der Erarbei-
tung eines KRL als Grundlage fir die Nut-
zungsplanung. Das KRL behandelt die gesamte
raumliche Entwicklung der Gemeinde, also
Bauzonenreserven, Verkehrsplanung, Orts-
bildschutz, Zentrumsfunktionen, Erneue-
rungs-, Verdichtungsgebiete, Versorgungs-
infrastruktur etc. Es weist auf ungeloste
raumliche Konflikte hin resp. deckt diese auf.

Das GKOB kann als gesonderter Teilaspekt
des KRL betrachtet werden. Es beschrankt
sich auf baukulturelle, vor allem ortsbauliche
und architektonische Fragen, welche es aber
vertiefter als das KRL behandelt. So wird die
gewlinschte Entwicklung aus der Sicht der
Gestaltungsqualitat definiert.

In jedem Fall missen die Planungsverant-
wortlichen sicherstellen, dass unterschiedli-
che Planungsmassstabe, sprich die Flugh6hen
angemessen berticksichtigt werden und keine
Doppelspurigkeiten entstehen.

Die inhaltlich koordinierte Erarbeitung des
GKOB und des KRL ermoglicht eine auf die
jeweiligen Verhaltnisse einer Gemeinde
abgestimmte, stufengerechte Erarbeitung
einer Entwicklungsstrategie, der friihzeitigen
Losung von Zielkonflikten und der schrittwei-
sen Abwagung von Schutz- und Nutzungs-,
resp. Entwicklungsinteressen. Spatestens im
Rahmen der nachfolgenden Ortsplanung,
fuhrt die Gemeinde eine abschliessende
Interessenabwagung durch und klart wider-
sprichliche Zielsetzungen mittels konkreter
eigentiimerverbindlicher Festlegungen.



4 Umsetzung in die Ortsplanung

4.1 Ubersicht

Die Aspekte aus dem GKOB kénnen in der
Nutzungsplanung mit verschiedenen Instru-
menten eigentiimerverbindlich geregelt wer-
den. Da das GKOB in der Regel differenzierte
Aussagen zu den einzelnen Teilen eines Orts-
bildes machen wird, miissen Gestaltungs- und
Schutzbestimmungen ebenfalls differenziert
ausfallen. Sie kdnnen nur in den seltensten
Fallen mit der Flache des gesamten Siedlungs-
gebietes gleichgesetzt werden.

Auch wenn kein GKOB (oder nur ein KRL) als
Grundlage fir die Nutzungsplanung erstellt
wurde, muss eine Gemeinde die Inhalte des
ISOS oder des Inventars der Denkmalpflege
berlcksichtigen. Wie bereits unter 3.2 «Vorge-
zogene Abwagung» erwahnt, missen Abwei-
chungen davon begriindet werden (Art. 47
RPV).

ISOS, GKOB und KRL bilden eine wichtige
Grundlage fir die Interessenermittlung, fir
die Bewertung und Abwagung. Die umfas-
sende Interessenabwagung erfolgt aber erst
in der Nutzungsplanung oder im Baubewilli-
gungsverfahren (vgl. «Bundesaufgaben», Kap.
2.1). Im Idealfall ist ein Erhaltungsziel gemass
ISOS und/oder GKOB mit der vorgesehenen
Zonenbestimmung vereinbar. Zonenbestim-
mungen reichen jedoch oft nicht aus, um das
Erhaltungsziel zu erreichen, weshalb weiter-
gehende Bestimmungen im GGP und im Bau-
gesetz festgesetzt werden kénnen.

Schnittstelle zwischen privatem und
offentlichem Raum

In zentral gelegenen Gebieten stehen
attraktive Nutzungen, hohe stadtebauli-
che und architektonische Qualitat, eine
orts- und raumvertragliche Erschliessung
der Bauten und eine hohe Aufenthalts-
qualitat des o6ffentlichen Aussenraums im
Fokus. Deshalb verdient in einem Ortsbild
der Ubergang von privatem zu 6ffentlichem
(Strassen-)Raum besondere Beachtung.
Darunter fallen die Zuganglichkeit eines
Grundstilickes, die Lage und Gestalt der
Eingange und Einfahrten, Vorgarten oder
Einzaunungen.

Erdgeschosse mit grosseren Raumhohen
ermoglichen beispielsweise Nutzungen wie
Ladenflachen, Ateliers, Cafés etc. Stadte-
bauliche und architektonische Qualitat
heisst hier, dass Geschosse so ausgestal-
tet werden, dass einer Interaktion mit dem
Strassenraum (Verkauf, Praxis etc.) mog-
lich ist. Weiter gehort dazu die Orientie-
rung des Hauseingangs zur Strassenseite
(Adressbildung). Gebdudeumgebungen die
dem Strassenraum zugewandt sind, mus-
sen darauf abzielen, die Aufenthaltsqualitat
fir die Fussganger im offentlichen Raum
zu erhohen.



Abb. 11: Konzeptplan mit Hinweisen zur Umsetzung in der Nutzungsplanung



4.2 Genereller Gestaltungsplan (GGP)

Bedeutung und Zweck

Ein haushalterischer Umgang mit dem Boden
verlangt die Starkung der Innenentwicklung.
Die Siedlungsgebiete werden in Zukunft ten-
denziell an gut erschlossenen und zentral gele-
genen Orten dichter. Um eine hohe Siedlungs-
qualitat sicherzustellen, sind — neben andern
Massnahmen — konkrete und rechtsverbind-
liche Anordnungen nétig. Dazu steht —neben
den anderen Instrumenten der Nutzungspla-
nung —vor allem der GGP zur Verfiigung. Die-
ser ordnet die Gestaltung in den Grundziigen
(Erhaltung, Erneuerung, Weiterentwicklung).

Art. 42 ff. KRG regelt Inhalt und Verfahren
des GGP. Er steht auf der gleichen Stufe wie
der Zonenplan, d.h. er wird von den Stimm-
berechtigten erlassen und von der Regierung
genehmigt. Der GGP (wie auch der Zonenplan
und der Generelle Erschliessungsplan) kann
als grafische Konkretisierung des Baugesetzes
verstanden werden.

Bezeichnet eine Gemeinde einen «generell
geschiitzten Siedlungsbereich» oder «generell
geschiitzte Einzelbauten» nach Art. 43 KRG,
erfolgen im Rahmen des Baubewilligungsver-
fahrens die notigen Abklarungen. Z.B. muss
ein Gebaudeinventar erstellt und so der Rah-
men der zuldssigen baulichen Verdanderungen
definiert werden.

In der Regel werden aber die Gestaltungsspiel-
rdaume bereits im Rahmen der Nutzungspla-
nung, also im GGP bestimmt. Welche Moglich-
keiten hier bestehen, wird auf den folgenden
Seiten beschrieben. Die Umsetzungsbeispiele
und Inhalte sind aber nicht abschliessend. Der
GGP lasst weitere Regelungen zu, insbeson-
dere massgeschneiderte Losungen fiir 6rtliche
Besonderheiten.

Verzichtet die Gemeinde darauf, eine in
einem Inventar verzeichnetes Objekt in der
Nutzungsplanung mit einem Schutzeintrag zu
bezeichnen, ist eine Abwagung resp. Begrin-
dung notig. So kann zum Beispiel ein Gebaude
im Inventar erfasst sein, allerdings steht es in
einem Gebiet, dass fir die Innenentwicklung
genutzt werden soll. Die Gemeinde kann dies
im Planungsbericht darlegen und so belegen,
dass sie eine Abwagung zugunsten der Inne-
nentwicklung durchgefiihrt hat.



Abb. 12: Im GGP kénnen die Inhalte des Konzeptplanes rechtsverbindlich festgelegt werden.



Bereiche mit
Gestaltungsberatungspflicht

Wo einem Ortsbild erhéhte Beachtung
geschenkt werden soll, sind fiir eine gute
Einordnung einer Baute nicht nur messbare
Kriterien von Bedeutung, sondern auch der
Spielraum, wo Stadtebau, Architektur und
Freiraumplanung frei sind in der Gestaltung.
Mit der Gestaltungsberatung fliessen die Ziel-
setzungen der Gemeinde bezliglich der Gestal-
tung eines Ortsbilds sowie die Erfahrungen
aus friheren oder benachbarten Projekten
in ein Bauvorhaben ein (vgl. MBauG Art. 61
Bereich mit Pflicht zur Gestaltungsberatung).

Gestaltungsbereiche

Sollen wertvolle Ortsbilder oder Gebaude-
ensembles erhalten werden, kénnen im GGP
Schutz- und Erhaltungsbereiche (Art. 62 und
63 MBauG) bezeichnet werden. Gebiete,
in denen eine Erneuerung moglich oder
erwinscht ist, kdnnen Innenentwicklungsbe-
reichen (Art. 64 MBauG) zugeordnet werden.
In allen Bereichen kdnnen baukulturelle resp.
gestalterische und ortsbauliche Zielsetzung
entwickelt und vorgegeben werden, welche
Uber die jeweiligen Bestimmungen des MBauG
hinausgehen. Es konnen auch weitere Gestal-
tungsbereiche vorgesehen und im kommu-
nalen Baugesetz geregelt werden, welche im
MBauG nicht enthalten sind.

Abb. 13: Die Hduser an der Via di Palazz in Poschiavo sind im
GGP einem Gestaltungsbereich (blau) zugewiesen, wédhrend
die gegenliberliegenden Gdrten als Freihaltebereich (griin)
festgelegt wurden.



Freihaltebereiche und
Nutzungsverlegungen

Innerhalb des Siedlungsgebietes konnen Frei-
flachen wichtige Funktionen einnehmen. Sie
sorgen fiir die Durchgriinung, fiir 6ffentliche
und private Aufenthaltsmoglichkeiten im
Freien, fiir die Gliederung der Siedlung oder
fiir Freihaltung von Sichtachsen. Freiflachen
kénnen eine historische Bedeutung haben.
Freihaltebereiche miissen nicht auf Kosten der
Ausniitzung gehen. Mit Nutzungsverlegungen
kann der Spielraum fir die Freihaltung von
Flachen stark erweitert werden (Art. 65 und
66 MBauG).

Als Alternative zu Freihaltebereichen kénnen
auch Zonen fir Grinflachen (Art. 30 KRG) oder
Freihaltezonen (Art. 35 KRG) im Zonenplan
festgelegt werden.

Abb. 14: Erhaltenswerte Gdrten, wie hier in Almens, kénnen
mittels eines Freihaltebereichs im GGP geschiitzt werden.

Bereiche mit Folgeplanung

Neben den erwahnten Bereichen, besteht
auch die Moglichkeit einen Bereich mit Pflicht
fur eine Folgeplanung festzulegen. In der
Regel sind das die Arealplan- oder Quartier-
planpflicht. Auch kann nur ein Bereich mit
Pflicht zur Landumlegung festgelegt werden.
Die Form der Parzellen bestimmt aufgrund
der Grenzabstdnde die Gestaltung der Bauten
sehr wesentlich. Dies kann den im GKOB defi-
nierten Entwicklungszielen entgegenstehen.
Daher kann es notig sein, zuerst die Parzellen
neu zu strukturieren. Dies ist insbesondere
fir die Entwicklung der besonders schiitzens-
werten Ortsbildteile, wie z.B. Dorfkern «ISOS
national A», sehr hilfreich.

Ausserdem kann ein Bereich mit Pflicht zur
Qualitatssicherung ausgewiesen werden. Dort
sind Bauvorhaben gestiitzt auf ein Konkur-
renzverfahren, also einen Architekturwettbe-
werb oder Studienauftrag, zu entwickeln (vgl.
Kap. 4.3 «Konkurrenzverfahren»).



Schutzobjekte (wertvolle
Bauten und Anlagen)

Aus der Gesamtheit aller Bauten werden nach
fachlichen Kriterien die wertvollen Objekte
ausgewadhlt (vgl. Kap. 2.2). Diese Bauten wer-
den aufgrund ihrer spezifischen Eigenschaften
einer bestimmten Schutzkategorie zugeord-
net. Das MBauG 2020 sieht folgende, abge-
stufte Schutzkategorien vor:

| geschitzte Bauten

| ortsbildpragende Bauten

| zu erhaltende Bauten

| bemerkenswerte Bauten

Statt bisher drei Kategorien, sieht das MBauG
2020 neu vier Kategorien vor. Wertvolle Bau-
ten und Anlagen aus der bisherigen Orts-
planungen werden den neuen Kategorien
zugewiesen. Die Einstufung basiert auf der

Schutzwiirdigkeit und nicht auf Nutzungsab-
sichten.

Gemadss heutiger Planungspraxis wird der
Schutz resp. die Erhaltung der wertvollen
Bausubstanz in der Regel bereits auf Stufe
der Grundordnung abschliessend geregelt.
Dazu werden im GGP entweder Schutz- und
Erhaltungsbereiche (siehe oben) bezeichnet
oder die Schutzobjekte einzeln in den GGP
aufgenommen. Die Wirkung dieser Festlegun-
gen wird im Baugesetz umschrieben (Art. 69
MBauG).

Vom Bund oder Kanton mittels Verfligung
geschitzte Bauten werden auch im GGP als
solche gekennzeichnet.

Abb. 15: Eine wertvolle Baute in Morissen wurde im GGP als erhaltenswert festgelegt.

Geschitzte Bauten .

Substanzschutz Beizug Denkmalpflege
nach Art. 69 Abs. 1 MBauG | — & Priee
Ortsbildpragende Bauten Eingeschrankter .

Beizug Denkmalpflege
nach Art. 69 Abs. 2 MBauG - Substanzschutz - 2ue brice
Zu erhaltende Bauten N Erhaltung des Beizug kommunale
nach Art. 69 Abs. 3 MBauG Erscheinungsbildes Gestaltungsberatung
Bemerkenswerte Bauten N Elrhalt\tlmg egw?hscht, . Beizug kommunale
nach Art. 69 Abs. 4 MBauG are Vorgabe Tur Gestaltungsberatung

Ersatzbauten

Abb. 16: Schutzkategorien nach Art. 69 MBauG und deren Wirkung



Abb. 17: Umsetzung Schutzobjekte im GGP



Einzelobjekte

Charakteristische Einzelbdume pragen den
Raum mit ihrem Standort und Volumen, oft in
eine grosse Hohe und (iber einen sehr langen
Zeitraum. Sie kdnnen die Funktion eines Treff-
punktes einnehmen und wirken ausgleichend
auf das Mikroklima. Grosse, alte Bdume finden
in der Regel eine besonders hohe Akzeptanz
in der Bevolkerung. Ebenso kdnnen Brunnen,
oder auch Wettersaulen oder Statuen wichtige
Einzelelemente sein, die geschiitzt werden
sollen. (Art. 70 MBauG).

Abb. 18: Der mdchtige Baum beim Sprecherhaus in Luzein
wurde im GGP als «erhaltenswertes Naturobjekt» (griiner
Punkt) geschiitzt.

Firstrichtungen

Gleiche Firstrichtungen geben einer Siedlung
ein Gesicht. Diese konsequente Ausrichtung
der Bauten auf den Geldndeverlauf ist vieler-
orts seit Jahrhunderten Ublich. Firstrichtungen
kénnen im GGP vorgegeben werden.

Abb. 19: Die einheitliche Firstrichtung ist charakteristisch fiir
Segnas (Disentis/Mustér). Im GGP kann diese festgelegt wer-
den, um diesen Charakter auch bei Neubauten zu erhalten.



Gelungene Bauvorhaben zeigen grosse
Wirkung

Bauvorhaben kdnnen aus verschiedenen
Grinden Uberzeugend wirken: Sie sind
besonders gut in die Umgebung integriert,
sie starken durch gute Architektur den Cha-
rakter eines Ortes und finden hohe Akzep-
tanz durch die Art, wie sie genutzt werden
konnen. Gelungene Bauten strahlen positiv
auf ihre Umgebung aus. Im Gegenzug kon-
nen unsorgfaltig geplante Bauten den Weg
zu geringeren Anspriichen und zur Banali-
sierung der Siedlung ebnen. Wo Gemein-
den und o6ffentliche Institutionen planen
und bauen, kann immer die Moglichkeit
genutzt werden, ein gutes oder sogar
besonders gutes Beispiel zu errichten. Das
wirkt motivierend auf weitere Vorhaben
in der Nachbarschaft und starkt die Stand-
ortattraktivitat.

Baulinien, Strassenraume, Platze

Baulinien bestimmen die Grenze, bis zu der

ober- und unterirdisch gebaut werden darf,

in der Regel entlang von Strassen, Gewassern

oder Wald. Baulinien gehen allen anderen

offentlich-rechtlichen Abstandsvorschriften

vor. Das MBauG unterscheidet die folgenden

Baulinien:

| Baulinien des Typs A gelten wie Grenzab-
standsvorschriften. Unterschreitungen
gemass KRG sind nicht zulassig.

| Baulinien des Typs B gelten wie Grenzab-
standsvorschriften. Unterschreitungen
gemass KRG sind zulassig.

| Baulinien des Typs C bestimmen zwingend
die Lage von Fassadenfluchten.

| Baulinien des Typs D bestimmen zwingend
die vertikale und horizontale Ausdehnung
von Gebduden.

Baulinien ermoglichen einerseits die Freihal-
tung sowie andererseits die prazise Situierung
von Bauten und Anlagen. Dadurch dienen sie
der Gestaltung resp. Strukturierung einer Sied-
lung, der Fassung von Platzen oder einzelner
Strassenziige (Art. 71 MBauG).

Abb. 20: Die Fassung des Dorfplatzes Feldis kénnte iiber Baulinien (blaue Linien) gesichert werden.



Wege

Wege und Strassen pragen das Ortsbild tiber
Jahrhunderte oder gar Jahrtausende (wie die
Via Appia in Rom). Wahrend Gebaude im Laufe
der Zeit gebaut und abgebrochen werden,
verdandern sich die Strassenverlaufe haufig
nur minimal. Einige dieser historischen Wege
sind im eingangs erwahnten IVS enthalten.
Auch diese Wege kénnen im GGP festgelegt
werden.

Abb. 21: Die Ortsdurchfahrt von Valendas wird im GGP
geschiitzt.

Mauern und Einfriedungen

Mauern sind Wegbegrenzer oder gleichen
Terraingefélle aus. Einfriedungen stehen oft
in einem kulturgeschichtlich wichtigen Zusam-
menhang. Einzelne Objekte kénnen beson-
ders eindriicklich sein oder in der Summe
mehrerer Elemente ein Ortsbild pragen (z.B.
geschmiedete Garteneinfassungen in einem
Quartier). Trockenmauern bieten zudem wich-
tige Lebensrdume fir Kleinlebewesen (Art.
70 MBauG).

Abb. 22: Die fiir das Ortsbild bedeutenden Mauern entlang der
Strasse wurden im GGP von der Gemeinde Jenins festgelegt
(violette Strichlinie).

Wie eingangs erwahnt sind diese Inhalte nicht
abschliessend und bei Bedarf kdnnen diese
mit orts- und gebietsspezifischen Festlegun-
gen im GGP und im Baugesetz erganzt werden.



4.3 Qualitatsfordernde Instrumente

Messbare und vergleichende
Kriterien

Die Beurteilung der Qualitadt eines Ortsbil-
des oder eines konkreten Bauvorhabens ist
eine anspruchsvolle Aufgabe. Grundsatzliche
existieren zwei Herangehensweisen: mess-
bare Kriterien einerseits und vergleichende
Aspekte andererseits.

Zu den messbaren Qualitatskriterien, die vor
allem im Baugesetz beschrieben sind, zahlen
Regeln fir die Dimensionierung von Bauten,
fiir die Belichtung, fiir den Einsatz bestimmter
Materialien oder Formen (z.B. Satteldach, Vor-
und Rickspriinge), aber auch Gebaudehdhen,
Grenzabstinde, Uberbauungs- oder Freihalte-
ziffern sowie Baulinien fiir die bauliche Gestal-
tung. Messbare Kriterien sind zwingend zu
erfiillen, was im Bewilligungsverfahren durch
die Behorden meist einfach zu Uberprifen
ist. Sie eignen sich, um nachbarschaftliche
Konflikte zu minimieren und gewisse gestal-
terische Einheitlichkeit durchzusetzen, wirken
jedoch beziglich der gestalterischen Qualitat
nur beschrankt. Sie garantieren weder gute
Architektur noch eine hohe Akzeptanz der
Bauwerke durch die Nutzer.

Zu den vergleichenden Aspekten gehdren
Asthetikbestimmungen, die Gestaltungsbe-
ratung, Ortsbildkommissionen und Konkur-
renzverfahren. Ein bestimmtes Vorhaben wird
mit anderen Vorhaben, einem anerkannten
Idealbild oder mit der Umgebung vergli-
chen. Im Zentrum steht eine Auseinander-
setzung mit unterschiedlichen Ideen und die
Erarbeitung von Argumentationslinien. Die
Anwendung vergleichender Kriterien erfor-
dert Gestaltungsfachwissen, gesellschaftliche
Akzeptanz und Erfahrung. lhre Handhabung ist
anspruchsvoll, weshalb sie nachfolgend ndher
beleuchtet werden.

Asthetikbestimmungen

Asthetikartikel in einem Baugesetz kdnnen je
nach Zielsetzung mehr oder weniger fordernd
formuliert werden. Die Spannweite reicht
vom Verunstaltungsverbot (iber das Gebot
der befriedigenden Einordnung bis zum Gebot
der sehr guten Gesamtwirkung eines Bauvor-
habens fir sich und in der Umgebung. Mit Art.
73 KRG wird bereits fur alle Bauvorhaben in
Graublinden eine gute, also nicht bloss durch-
schnittliche Gesamtwirkung verlangt. Was gut
oder nur durchschnittlich ist, hangt aber von
der Umgebung ab.

Gestaltungsberatung

Eine gangige und bekannte Form, auf die
Gestaltung eines Vorhabens einzuwirken,
ist die Beratung. Die Gemeinde entwickelt
zusammen mit einer Bauherrschaft bereits
vor der Ausarbeitung eines Bauprojektes die
Rahmenbedingungen fiir ein baukulturell
gualitatsvolles Projekt. Die Gemeinde greift
dazu auf unabhangige Fachleute zuriick und
regelt die Kostentragung. Wie auch bei einer
Ortsbildkommission sollte die Gestaltungsbe-
ratung nicht in der Gemeinde wohnhaft sein
und keine Projektierungs- und Bauauftrage im
Gemeindegebiet Ubernehmen. Eine stindige
Gestaltungsberatung bietet den Vorteil einer
durchgehenden Linie. Haufiger Wechsel bei
der Beratung ist nicht zu empfehlen.

Im GGP koénnen auch einzelne Bereiche mit
Beratungspflicht festgesetzt werden. Ebenso
ist es moglich, die Pflicht an bestimmte Zonen
oder Objekte zu binden (vgl. Art. 61 MBauG).



Ortsbildkommissionen

Ortsbildkommissionen oder auch Gestaltungs-
beiradte sind eine weitere Form der Gestal-
tungsberatung. Anstelle eines einzelnen
Experten wirkt eine Gruppe von Fachkundi-
gen, welche die unterschiedlichen Meinun-
gen ihrer Mitglieder auf einen Punkt bringen
muss. Die Beurteilung wird auf diese Weise
ausgewogener und weniger angreifbar. Daflir
arbeiten Kommissionen weniger schnell als
Einzelberater und kosten mehr. Sie wirken
mit Vorteil dort, wo erhéhte Anforderungen
gestellt werden. Das trifft zu, wenn Bauvor-
haben besondere baugestalterische Fragen
aufwerfen oder von grésserer Bedeutung flr
das Orts- und Landschaftsbild sind.

Die Kommissionen geben Empfehlungen ab
und unterstiitzen die Behorden bei der Ent-
scheidungsfindung. Die Gremien setzen sich
aus Fachleuten zusammen, die auch von Ver-
tretern der verantwortlichen Behoérde beglei-
tet werden kdnnen. Die Kommissionsmitglie-
der sollen fachlich qualifiziert und unabhangig
sein. Sie sind in der Regel nicht ortsansassig
und nach Moglichkeit nicht mit Bauauftragen
vor Ort betraut, um Interessenskonflikte zu
verhindern.

Der Blick aus der Distanz und die unvoreinge-
nommene Diskussion fiihren zusammen mit
der Erfahrung der Kommissionsmitglieder oft
zu substanziellen Verbesserungen der Projekte
oder zu verdanderten Losungsansatzen. Die
Wirkung einer Kommission steht und fallt mit
der Qualitat ihrer Mitglieder sowie mit dem
Rickhalt in der verantwortlichen Behorde.

Konkurrenzverfahren

Als weiteres Instrument zur Forderung oder
Anhebung von gestalterischer Qualitat bieten
sich Konkurrenzverfahren an. Konkurrenzver-
fahren setzen kreatives Potenzial frei («Kon-
kurrenz belebt das Geschaft») und sind eine
bewahrte und zweckmassige Beschaffungs-
form fiir Architektur- und Planungsleistungen.
In Anlehnung an die sia-Ordnungen 142, 143
und 144 kommen entweder Studienauftrage
(pauschale Entschadigung aller Teilnehmer),
Wettbewerbe (abgestufte Preisgelder) oder
Anforderungsprofile in Frage. Das geeignete
Verfahren und der Kreis der Teilnehmer rich-
ten sich nach der Aufgabenstellung und der
Bautragerschaft. So sind Wettbewerbe geeig-
net, wenn das Ziel klar definiert ist (z.B. Bau
eines neuen Schulhauses). Studienauftrage
hingegen sind bei offenen Aufgabenstellungen
sinnvoll. Teil des Studienauftrages ist, das Ziel
zu definieren. Beispielsweise soll eine Brach-
flache entwickelt werden, allerdings ist unklar,
was dort geschehen soll. Ein Studienauftrag
kann hier aufzeigen, ob hier beispielsweise
ein Platz, ein Hotel oder ein Mehrgeneratio-
nenhaus sinnvoll ist.

Ein Konkurrenzverfahren bietet die Moglich-
keit, flr eine bestimmte Bau- oder Planungs-
aufgabe verschiedene Losungsansatze mit
einem fachlich ausgewiesenen Beurteilungs-
gremium zu diskutieren und dem bestgeeig-
neten Vorschlag den Vorzug zu geben. Die
Durchfiihrung eines Konkurrenzverfahrens
beansprucht einen Zeitraum von mehreren
Monaten und ist mit Kosten verbunden. Diese
werden jedoch in der Regel durch das bessere
Ergebnis kompensiert. Natiirlich kann man gut
Qualitat auch durch direkte Vergabe an den
oder die Beste/n der Besten erreichen. Aber
mit dem Verzicht auf ein Konkurrenzverfahren
wird man nie erfahren, ob nicht eine andere
Losung Uberzeugender gewesen ware und
eine Chance verpasst wurde.



Zu den Instrumenten der Qualitatsférderung
zahlen auch Testplanungen. Hauptmerkmal
der Testplanung ist, dass die beauftragten Pla-
nungsteams ihre Ideen im Austausch mit den
Auftraggebern und gegebenenfalls unterein-
ander entwickeln. Testplanungen zielen darauf
ab, eine konkrete Vorstellung zu entwickeln, in
welche Richtung sich ein Areal oder Quartier
baulich verdndern soll. Daher missen sie zu
einem friihen Zeitpunkt erstellt werden. In
einem offenen Prozess kénnen Diskussionen
in den Steuerungsgremien zu Teilschritten
stattfinden.

4.4 Weitere Inhalte
des Generellen
Gestaltungsplans

Neben den ortsbildbezogenen Festlegungen,
welche sich auf den Siedlungsraum und dessen
unmittelbares Umfeld beschranken, sind auch
Festlegungen des GGP im Landschaftsbereich
angezeigt. Dort gibt es eine sehr grosse Viel-
zahl und Variationsbreite von Gestaltungsele-
menten. Das kann von einer alleeartigen Dor-
feinfahrt Gber besondere Terrassierungen mit
Mauern in der Landschaft bis zu Einzelbdumen
gehen. So kdonnen aufgrund der Inhalte des
Natur -und Landschaftsinventars des Amts fur
Natur und Umwelt oder anhand von Grundla-
gen des Archaologischen Dienstes geschiitzte
und erhaltenswerte Natur- und Kulturobjekte
in den GGP aufgenommen und im Baugesetz
geregelt werden (Art. 70 MBauG).

An dieser Stelle ebenfalls zu erwdhnen sind die
Moglichkeiten des GGP, massgeschneiderte
Festlegungen im Rahmen von projektbezo-
genen Planungen zu treffen. So werden bei-
spielsweise im Rahmen von Abbau- und Depo-
nieplanungen die Regelungsmoglichkeiten des
GGP genutzt (Etappierung, Abbaurichtungen,
Hohenfestlegungen, Rekultivierung, etc.).

4.5 Gesamtwirkung der
einzelnen Massnahmen
zahlt

Die beste Wirkung erzielen die Massnahmen
in den einzelnen Planungsinstrumenten erst,
wenn sie optimal aufeinander abgestimmt
sind. So kann ein sorgfaltig umgesetzter
Objektschutz im GGP und im Baugesetz wir-
kungslos sein, wenn um die entsprechenden
wertvollen Bauten die falschen Zonenzuwei-
sungen und Zonenbestimmungen festgelegt
wurden. Oder es wird eine wichtige Sicht- und
Verbindungsachse im GGP festgelegt und
der entsprechende Eintrag im Generellen
Erschliessungsplan zur Sicherung der Fuss-
wegrechte fehlt.

Die Nutzungsplanung mit der Art und dem
Mass der Nutzung muss immer einhergehen
mit einer auf die Eigenheiten des Ortes abge-
stimmten Gestaltungsplanung. Die gelungene
Umsetzung eines fundierten GKOB ist folglich
stets als Summe aller festgelegten planeri-
schen Massnahmen in Zonenplan, Baugesetz,
GGP und Generellem Erschliessungsplan zu
verstehen.



5 Linkverzeichnis

Musterbaugesetz

www.are.gr.ch > Dienstleistungen > Nut-
zungsplanung > Wegleitungen > Musterbau-
gesetz flr Blindner Gemeinden 2020
https://tinyurl.com/yekctfn5

Hochwertige Gebietsentwicklung
www.are.gr.ch > Dienstleistungen > Nut-
zungsplanung > Wegleitungen > Hochwer-
tige Gebietsentwicklung
https://tinyurl.com/yekctfn5

1SOS

Weisungen Uber das ISOS und Erlauterun-
gen zum ISOS

www.bak.admin.ch > Baukultur ISOS

und Ortsbildschutz > Das ISOS in Kirze >
ISOS-Methode > Dokumente
https://tinyurl.com/25hatpba

Rechtsprechung des Bundesgerichtes
www.bak.admin.ch > Baukultur ISOS und
Ortsbildschutz > Materialien > Gutachten
> Zur Bedeutung des Bundesgerichtsent-
scheids Riiti fur das ISOS und IVS
https://tinyurl.com/mtcdwwn6

Arbeitsgrundlage

www.bak.admin.ch > Baukultur ISOS und
Ortsbildschutz > Materialien > Umsetzungs-
hilfen > Empfehlungen zur Beriicksichtigung
der Bundesinventare nach Art. 5 NHG in der
Richt- und Nutzungsplanung
https://tinyurl.com/mtcdwwn6

Das ISOS in Kiirze

www.bak.admin.ch > Baukultur ISOS und
Ortsbildschutz > Das ISOS in Kirze
https://tinyurl.com/5ez8cdjo

ISOS-Methode

www.bak.admin.ch > Baukultur ISOS
und Ortsbildschutz > Das ISOS in Kirze >
ISOS-Methode
https://tinyurl.com/2u60z3a7

Praktische Anwendung
www.bak.admin.ch > Baukultur ISOS und
Ortsbildschutz > Das ISOS in Kiirze > Prakti-
sche Anwendung
https://tinyurl.com/27crew54

Arbeitshilfe ISOS und Verdichtung
www.espacesuisse.ch > Raumplanung >
Siedlungen und Innenentwicklung > Orts-
bildschutz > Arbeitshilfe Ortsbildschutz und
Verdichtung

https://tinyurl.com/1jslvwijk

Inventar Denkmalpflege
WebGIS: map.geo.gr.ch/denkmalpflege
www.denkmalpflege.gr.ch

Weitere Infos:
Alain de Botton: Why Design Matters (Eng-
lisch) https://tinyurl.com/dmauk7z9

School of life: How To Make An Attractive City
(Englisch) https://tinyurl.com/j86nxn8c


https://tinyurl.com/yekctfn5
https://tinyurl.com/yekctfn5
https://tinyurl.com/mtcdwwn6
https://tinyurl.com/mtcdwwn6
https://tinyurl.com/5ez8cdjo
https://tinyurl.com/2u6oz3a7
https://tinyurl.com/27crew54
https://tinyurl.com/1jslvwjk
http://www.denkmalpflege.gr.ch
https://tinyurl.com/dmauk7z9
https://tinyurl.com/j86nxn8c




	1	Einleitung
	1.1	Identität und Qualität im Fokus
	1.2	Zielsetzung und Adres-saten der Wegleitung

	2	Grundlagen 
	2.1	Bundesinventar ISOS
	2.2	Inventar der Denkmalpflege

	3	Gesamtkonzept über das Ortsbild (GKOB)
	3.1	Zielsetzung
	3.2	Erarbeitung des GKOB
	3.3	Abstimmung GKOB und kommunales räumliches Leitbild (KRL)

	4	Umsetzung in die Ortsplanung
	4.1	Übersicht
	4.2	Genereller Gestaltungsplan (GGP)
	4.3	Qualitätsfördernde Instrumente
	4.4	Weitere Inhalte des Generellen Gestaltungsplans
	4.5	Gesamtwirkung der einzelnen Massnahmen zählt

	5	Linkverzeichnis

